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Zusammenfassung

Gesetzlich versicherte Patient:innen haben die Möglichkeit, vor Durchführung
bestimmter Prozeduren zulasten ihrer Krankenversicherung eine zweite Meinung
neben der ihres primären Behandlers einzuholen. Auf Seiten der Behandler:innen wie
auch der Zweitmeiner:innen entstehen hierdurch verschiedene rechtliche Pflichten
und Fragestellungen. Dieser Beitrag erläutert in Grundzügen, welche Pflichten jeweils
für Behandler:innen und Zweitmeiner:innen bestehen und wer als Zweitmeiner:in
geeignet ist. Ein besonderer Fokus liegt hierbei zum einen auf der Aufklärung über die
Möglichkeit der Einholung einer Zweitmeinung durch den/die Behandler:innen. Zum
anderen werden die Anforderungen an die Zweitmeiner:innen und deren Aufgaben
dargestellt.

Schlüsselwörter
Zweitmeinungsverfahren · Aufklärung · Zweitmeiner · Mengenanfällige planbare Eingriffe ·
Sachleistung

Das Zweitmeinungsverfahren nach § 27b
Fünftes Buch Sozialgesetzbuch (SGB V)
wurde mit dem Gesetz zur Stärkung der
Versorgung in der gesetzlichen Kranken-
versicherung in den Umfang der dem
gesetzlich Versicherten zustehenden Leis-
tungen aufgenommen. Hintergrund war
die Befürchtung des Gesetzgebers, dass
bei bestimmten Eingriffen aus wirtschaft-
lichen Gründen eine medizinisch nicht
notwendige Ausweitung der Indikations-
stellung erfolgen könnte [1]. Die Festle-
gung des Kreises der Eingriffe, für die der
Anspruch auf Einholung einer Zweitmei-
nung besteht, wurde dem Gemeinsamen
Bundesausschuss (G-BA) auferlegt [1].

Anspruch gesetzlich Versicherter
auf Zweitmeinung

§ 27b SGB V schafft einen Anspruch für
gesetzlich versicherte Personen auf Einho-

lung einer Zweitmeinung auf Kosten ih-
rer gesetzlichen Krankenversicherung und
verpflichtet daher auch Letztere. Sie ist ge-
mäß§73Abs.2Satz1Nr.13SGBVBestand-
teil der vertragsärztlichen Versorgung. Zu-
sätzlich enthält die Norm aber auch Pflich-
ten für Zweitmeiner:innen (s. unten). Der
Anspruch der gesetzlich Versicherten ist
beschränktaufbestimmte,durchdenG-BA
zu bestimmende Eingriffe (§ 27b Abs. 2
SGB V). Die Krankenkassen können zudem
in ihren Satzungen zusätzliche Leistungen
für die Einholung einer Zweitmeinung vor-
sehen (§ 27b Abs. 6 SGB V).

Eine Zweitmeinung ist in § 2 des All-
gemeinen Teils der Richtlinie des G-BA
zum Zweitmeinungsverfahren (Zm-RL;
[2]) definiert als „unabhängige, neutrale
ärztliche zweite Meinung bei einem Leis-
tungserbringer nach § 27b Absatz 3 SGB V
zu den im Besonderen Teil dieser Richt-
linie benannten planbaren Eingriffen“.
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Tab. 1 Kardiologische und rhythmologische Eingriffe im Zweitmeinungsverfahren
Eingriff 7
Besonderer
Teil Zm-RL

Kathetergestützte elektrophy-
siologische Herzuntersuchungen
und Ablationen am Herzen

„Der Eingriff umfasst kathetergestützte elektrophysiologische Herzuntersuchungen und Abla-
tionen am Herzen unabhängig von der jeweiligenGrunderkrankung. Nicht umfasst sind Notfall-
eingriffe und dringliche Eingriffe.“

Eingriff 8
Besonderer
Teil Zm-RL

Implantation eines Herzschritt-
machers, eines Defibrillators oder
eines CRT-Aggregats

„Der Eingriff umfasst die Implantation eines Herzschrittmachers oder eines Defibrillators (Herz-
schrittmacher, ICD-, CRT-P- und CRT-D-Aggregate) unabhängig von der jeweiligenGrunderkran-
kung. Nicht erfasst sind Notfalleingriffe, dringliche Eingriffe sowie Eingriffe zumWechsel von
Geräten allein aufgrund von Batterieermüdung ohne Systemwechsel.“

Gegenstand des Zweitmeinungsverfah-
rens ist die Indikationsstellung (s. unten).
Die Überweisung von Patient:innen an
andere Ärzt:innen zwecks Prüfung, ob
die Indikation zu einem der einschlägi-
gen Eingriffe besteht, ist demnach nach
Ansicht der Verfasser:innen noch keine
Erstmeinung, da noch keine Indikation
gestellt wurde.

Mit Beschluss vom 18. März 2022, der
am31.Mai2022 inKraftgetretenist,hatder
G-BA mit den kathetergestützten elektro-
physiologischenHerzuntersuchungenund
Ablationen am Herzen einen elektrophy-
siologischen Eingriff in die Gruppe der-
jenigen Eingriffe aufgenommen, die für
das Zweitmeinungsverfahren vorgesehen
sind. Gegenstand des Zweitmeinungsver-
fahrens ist gemäß § 1 Abs. 2 zu Eingriff 7
im Besonderen Teil Zm-RL die Indikations-
stellung zu dem benannten Eingriff. Der
Eingriff ist unabhängig von der jeweiligen
Grunderkrankung erfasst; ausgeschlossen
sindNotfalleingriffeunddringlicheEingrif-
fe (§ 1 Abs. 2 Eingriff 7 Besonderer Teil Zm-
RL) (. Tab. 1).

MitBeschlussvom19.Mai2022 (Inkraft-
tretenam28. Juli 2022)wurdenzudemEin-
griffe zur Implantation eines Herzschritt-
machers oder eines Defibrillators aufge-
nommen. Auch hier ist – unabhängig von
der jeweiligenGrunderkrankung–dieStel-
lung der Indikation zum Eingriff Gegen-
stand des Zweitmeinungsverfahrens (§ 1
Abs. 1 Eingriff 8 Besonderer Teil Zm-RL).
Nicht erfasst sind „Notfalleingriffe, dringli-
che Eingriffe sowie Eingriffe zum Wechsel
von Geräten allein aufgrund von Batterie-
ermüdung ohne Systemwechsel“.

Aufgaben der indikations-
stellenden Ärzt:innen,
insbesondere Aufklärung

Im Zweitmeinungsverfahren treffen die in-
dikationsstellenden Ärzt:innen vier beson-
dere Pflichten.

1. Sie haben Patient:innen auf Informati-
onsangebote über Zweitmeiner:innen
hinzuweisen (§ 6 Abs. 2 Allgemeiner
Teil Zm-RL). Hierbei sind Patient:innen
auch darauf hinzuweisen, dass die
Zweitmeinung bei unabhängigen
Ärzt:innen einzuholen ist (s. unten).
Den indikationsstellenden Ärzt:innen
wird hierdurch eine Informations-
pflicht übertragen, die eigentlich
den Krankenkassen obliegt, da diese
grundsätzlich für die Information ih-
rer Versicherten verantwortlich sind
[7]. Ein bundesweites Verzeichnis der
Ärzt:innen, dieüber eineGenehmigung
zur Erbringung von Zweitmeinungen
verfügen, findet sich online über die
Arztsuche im Bereitschaftsdienstportal
der Kassenärztlichen Vereinigungen
(www.116117.de/zweitmeinung).

2. Indikationsstellende Ärzt:innen haben
zudem auf das „Patientenmerkblatt“
des G-BA hinzuweisen (§ 6 Abs. 3
Allgemeiner Teil Zm-RL).

3. Patient:innen sind weiterhin darauf
aufmerksam zu machen, dass sie
gemäß § 630g Abs. 2 Bürgerliches
Gesetzbuch (BGB) berechtigt sind,
Einsicht in die sie betreffenden Be-
handlungsunterlagen zu nehmen. Die
Kosten für das Zusammenstellen und
Überlassen der für die Zweitmeinung
maßgeblichen Behandlungsunterla-
gen tragen, anders als bei der Aushän-
digung von Behandlungsunterlagen
üblich [3], nicht die Patient:innen selbst
(vgl. § 630g Abs. 2 Satz 2 BGB), son-
dern die jeweilige Krankenkasse (§ 6
Abs. 4 Allgemeiner Teil Zm-RL). Dieser
Hinweis soll den Patient:innen ermög-
lichen, ihre Behandlungsunterlagen
der indikationsstellenden Ärzt:innen
zur Grundlage der Zweitmeinung zu
machen, so dass Untersuchungen
nicht durch die Zweitmeiner:innen
wiederholt werden müssen [4].

4. Die wichtigste Pflicht für indikati-
onsstellende Ärzt:innen ist die Auf-
klärung der gesetzlich versicherten
Patient:innen über das Recht zur Ein-
holung einer Zweitmeinung bzgl.
der betroffenen Eingriffe (vgl. § 27b
Abs. 5 Satz 1 SGB V). Die Aufklärung
muss mündlich erfolgen und min-
destens 10 Tage vor dem geplanten
Eingriff, jedenfalls aber so rechtzei-
tig stattfinden, dass die Versicherten
ihre Entscheidung zur Einholung ei-
ner Zweitmeinung nach reiflicher
Überlegung treffen können (§ 27b
Abs. 5 Satz 2, 3 und 4 SGB V). Es ist
empfehlenswert, im Regelfall die ex-
plizit gesetzlich geregelte zehntägige
Frist auch einzuhalten, in jedem Fall
aber sorgfältig zu dokumentieren,
dass Patient:innen eine ausreichende
Bedenkzeit eingeräumt wird. Ein regel-
mäßiger schriftlich gefasster Verzicht
auf die zehntägige Frist ist nicht an-
zuraten. Die Patient:innen sollen bei
lebensnaher Betrachtung Gelegenheit
haben, eine Zweitmeinung einzuholen.
Hintergrund dieser maßgeblichen
Pflicht der indikationsstellenden
Ärztinnen ist, dass die vom Zweitmei-
nungsverfahren erfassten Eingriffe
sämtlich als mengenanfällige Ein-
griffe betrachtet werden, also hier
die Gefahr vermutet wird, dass aus
wirtschaftlichen statt aus rein medi-
zinischen Gründen die Indikation zu
einem solchen Eingriff gestellt wird
[5]. Hiervor soll das Zweitmeinungs-
verfahren insbesondere gesetzlich
versicherte Patient:innen schützen [1].
Die Aufklärung über die Zweitmeinung
gleicht in Aufbau und Modalitäten
der zivilrechtlichen Aufklärung aus
dem Recht des Behandlungsvertrages
gemäß § 630e BGB [1, 6]. Auch bei
der zivilrechtlichen Aufklärung finden
sich Verpflichtungen zur Mündlichkeit
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Tab. 2 Anforderungen an Zweitmeiner:innen
Taugliche Zweitmei-
ner:innen

Genehmigung durch Kassenärztliche Vereinigung unter Voraussetzungen

Unabhängig-
keit

Facharzttitel Tätigkeits-
dauer

Kenntnis aktueller Wissenschaft

ZugelasseneMVZ, Ver-
tragsärzt:innen

Fortbildungsverpflichtung aus
§ 95d SGB V erfüllt

Zugelassene Kranken-
häuser

Fortbildungsverpflichtung aus
§ 136b SGB V erfüllt

Ermächtigte Ärzt:innen
und Einrichtungen

Fortbildungsverpflichtung aus
§ 95d SGB V erfüllt

Privatärzt:innen

Zweitmeinung
nicht durch
die indikati-
onsstellenden
Ärzt:innen
oder Einrich-
tungen selbst

Innere Medizin und Kardiologie, Innere
Medizin mit Schwerpunkt Kardiologie, Kin-
der- und Jugendmedizin mit Schwerpunkt
Kinderkardiologie, Kinder- und Jugend-
medizinmit Schwerpunkt Kinder- und
Jugend-Kardiologie, bzgl. Implantationen
von Herzschrittmachern oder Defibrillato-
ren auch Herzchirurgie

Seit min-
destens fünf
Jahren in
der unmit-
telbaren
Patienten-
versorgung
tätig Ausreichende Fortbildungs-

punkte

Entweder
Weiter-
bildungs-
befugnis
oder aka-
demische
Lehrbe-
fugnis

und zu der Frage des angemessenen
Zeitrahmens.
Rechtlich nicht geklärt sind allerdings
die haftungsrechtlichen Folgen ei-
nes Verstoßes gegen die Pflicht zur
Aufklärung über das Zweitmeinungs-
verfahren. Gemäß § 630d Abs. 2 BGB
ist Voraussetzung für eine wirksame
Einwilligung von Patient:innen in einen
Eingriff die Aufklärung über alle für die
Einwilligung maßgeblichen Umstände
nach § 630e Abs. 1 bis 4 BGB [9].
Teilweise wird vor diesem Hinter-
grund vertreten, dass die Pflicht zur
Aufklärung über den Anspruch auf
Zweitmeinung eine weitere Aufklä-
rungsverpflichtung im Sinne des
§ 630e BGB darstelle. Dies würde be-
deuten, dass eine fehlerhafte oder
nicht durchgeführte Zweitmeinungs-
aufklärung einen Verstoß gegen das
Selbstbestimmungsrecht der Pa-
tient:innen darstellte und so zu einem
Haftungsrisiko führen könnte. Die
Patient:innen hätten nicht wirksam
in den später durchgeführten Eingriff
eingewilligt [10]. Für diese Ansicht
wird angeführt, dass die Bundesre-
gierung in ihrem Entwurf des § 27b
SGB V die Zweitmeinungsaufklärung
ausdrücklich an § 630e BGB und den
dort normierten Aufklärungspflichten
orientiert [1].
Andererseitswird auch die Ansicht ver-
treten, die Zweitmeinungsaufklärung
sei eine bloße Informationspflicht,
die dazu diene, den Anspruch der
gesetzlich Versicherten auf Einholung
einer Zweitmeinung zu realisieren [11].
Eine zusätzliche Aufklärungspflicht
im Sinne des § 630e BGB solle nicht
geschaffen werden, sobald also die

dort normierten Aufklärungspflichten
erfüllt seien, sei eine wirksame Ein-
willigung von Patient:innen bereits
möglich und unabhängig von der
Zweitmeinungsaufklärung [11]. Diese
Ansicht geht davon aus, der Verweis
im Regierungsentwurf zu § 27b SGB V
auf § 630e BGB beziehe sich lediglich
auf die Mündlichkeit und die Recht-
zeitigkeit der Aufklärung [6]. Zudem
stelle diese Haftungserweiterung eine
unerwünschte Ungleichbehandlung
von gesetzlich Versicherten und privat
Versicherten dar, da nur für erste-
re die Haftung der Behandler:innen
ausgeweitet würde [6].
Zur Minimierung des Risikos, für Auf-
klärungsfehler zu haften, wie es der
ersten zuvor dargestellten Rechts-
ansicht entspräche, sollte demnach
in jedem Fall eine Aufklärung über
das Recht auf Einholung einer Zweit-
meinung erfolgen und entsprechend
dokumentiert werden, um dies auch
beweisen zu können.

Der Kreis der grundsätzlich zur Erbringung
von Zweitmeinungen gemäß § 27b SGB V
berechtigten Leistungserbringer:innen er-
gibt sich aus Absatz 3 der Norm und
ist weit gefasst (. Tab. 2). Das Zweitmei-
nungsverfahren weist hier eine Beson-
derheit auf. Taugliche Zweitmeiner:innen
sind nämlich nicht nur zur Versorgung
von gesetzlich Versicherten zugelassene
Leistungserbringer:innen wie etwa Ver-
tragsärzt:innen. Gemäß § 27b Abs. 3 Nr. 5
SGB V sind gerade auch nicht an der
vertragsärztlichen Versorgung teilneh-
mende Ärzt:innen, die nur zum Zweck
der Erbringung von Zweitmeinungen
an der vertragsärztlichen Versorgung

teilnehmen, taugliche Zweitmeiner:innen.
Hierdurch sollen Privatärzt:innendazu ver-
anlasst werden, sich am Zweitmeinungs-
verfahren zu beteiligen [8]. Daneben sind
Vertragsärzt:innen, Medizinische Versor-
gungszentren, ermächtigteÄrzt:innenund
Einrichtungen und sowie Krankenhäuser
gemäß § 27b Abs. 3 SGB V zur Erbringung
einer Zweitmeinung berechtigt.

Es ist hierbei stets zu berücksichtigen,
dass die Zweitmeinung NICHT durch die
Ärzt:innen oder Einrichtungen erbracht
werden darf, die den maßgeblichen Ein-
griff durchführen sollen, § 27b Abs. 1
Satz 2 SGB V (Unabhängigkeit der Zweit-
meiner:innen im Sinne des § 7 Abs. 5
Allgemeiner Teil Zm-RL). Hierdurch sollen
finanzielle Anreize für eine bestätigende
Zweitmeinung ausgeschlossen werden
[12]. Ausgeschlossen sind laut Begrün-
dung der Bundesregierung zu § 27b
SGB V neben den indikationsstellenden
Ärzt:innen selbst auch dasselbe Kran-
kenhaus, sowie Ärzt:innen aus derselben
Berufsausübungsgemeinschaft oder Pra-
xisgemeinschaft [1]. Dies lässt darauf
schließen, dass auch Ärzt:innen, die in
demselben Krankenhaus oder Medizini-
schenVersorgungszentrumangestellt sind
wie die indikationsstellenden Ärzt:innen,
aufgrund eines möglichen mittelbaren
wirtschaftlichen Interesses als Zweitmei-
ner:innen ausscheiden [13]. Die Handha-
bung dieser Vorgabe im konkreten Ein-
zelfall ist derzeit mangels einschlägiger
Rechtsprechung nicht sicher vorherseh-
bar. Als Leitfaden kann angesichts von
Sinn und Zweck des § 27b SGB V aus-
weislich der Gesetzesbegründung jedoch
der folgende Gedanke dienen: Sobald
Zweitmeiner:innen von der Durchführung
des Eingriffs, der Gegenstand der Zweit-
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Abb. 19Darstellung der
Aufgaben undAnforderun-
gen im Rahmendes Zweit-
meinungsverfahrens für
kardiologische und rhyth-
mologische Eingriffe,wirk-
sam ab dem31.Mai 2022.
FA Facharzt,G-BAGemein-
samer Bundesausschuss,
KV Kassenärztliche Verei-
nigung, SGB Strafgesetz-
buch,ZM Zweitmeinung

meinung ist, wirtschaftlich profitieren, ist
ein Mangel an Unabhängigkeit zumindest
naheliegend.

Bei Beantragung der Genehmigung zur
Durchführung der Abrechnung von Zweit-
meinungen müssen Zweitmeiner:innen
zudem offenlegen, ob sie Interessenkon-
flikten aufgrund finanzieller Beziehungen
unterliegen (§ 7 Allgemeiner Teil Zm-RL).

Voraussetzung der Durchführung der
Abrechnung von Zweitmeinungsleistun-
gen ist die Erteilung einer entsprechenden
Genehmigung der regional zuständigen
Kassenärztlichen Vereinigung (§ 7 Abs. 1
S. 2 Allgemeiner Teil Zm-RL). Dies gilt auch
für in zugelassenen Krankenhäusern an-
gestellte Ärzt:innen und Privatärzt:innen.
Diese müssen zusätzlich bei der zustän-
digen Kassenärztlichen Vereinigung eine
Ermächtigung beantragen. Die Genehmi-
gung der Zweitmeinungserbringung ist
abhängig von der Erfüllung bestimmter
Voraussetzungen.

Die eingriffsspezifischen Anforderun-
gen an Zweitmeiner:innen ergeben sich
für die kathetergestützten elektrophy-
siologischen Herzuntersuchungen und
Ablationen am Herzen aus § 2 Eingriff 7
Besonderer Teil Zm-RL. Demnach sind
zur Erbringung der Zweitmeinungen
Fachärzt:innen der Fachrichtungen In-
nere Medizin und Kardiologie, Innere
Medizin mit Schwerpunkt Kardiologie,
Kinder- und Jugendmedizin mit Schwer-

punkt Kinderkardiologie oder Kinder- und
Jugendmedizin mit Schwerpunkt Kinder-
und Jugend-Kardiologie berechtigt.

Zur Erbringung von Zweitmeinungen
bzgl. der Indikation zur Implantation ei-
nes Herzschrittmachers, eines Defibrilla-
tors oder eines CRT-Aggregats sind zu-
sätzlich zu den bereits benannten Fach-
arztgruppenauchFachärzt:innender Fach-
richtung Herzchirurgie grundsätzlich be-
rechtigt.

Aus den rechtlichen Grundlagen für die
Erbringung der Zweitmeinungen ergibt
sich nicht die Anforderung, dass Zweit-
meiner:innen die Eingriffe tatsächlich in
der ärztlichen Praxis selbst durchführen.
Gegenstand des Zeitmeinungsverfahrens
ist die Indikationsstellung. Diese kann
grundsätzlich auch von Ärzt:innen ge-
prüft werden, welche die Eingriffe nicht
selbst durchführen.

Eingriffsübergreifend ergeben sich aus
§ 7 Allgemeiner Teil Zm-RL zudem grund-
legende Anforderungen an Zweitmei-
ner:innen. Diese müssen eine besondere
Expertise in dem jeweils maßgeblichen
Fachgebiet aufweisen (vgl. auch § 27b
Abs. 2 Satz 2 und 3 SGB V).

Für die kathetergestützten elektrophy-
siologischen Herzuntersuchungen und
Ablationen am Herzen bedeutet dies zum
einen,dassZweitmeiner:inneneineder zu-
vor aufgeführten Facharztbezeichnungen
aufweisen müssen. Nach Anerkennung

einer solchen Facharztbezeichnung müs-
sen die Zweitmeiner:innen für mindestens
5 Jahre (auf eine Vollzeittätigkeit bezo-
gen, Teilzeittätigkeiten sind anteilig zu
berechnen) in einem der maßgeblichen
Fachgebiete unmittelbar patientenversor-
gend tätig gewesen sein (§ 7 Abs. 2 Satz 2
Allgemeiner Teil Zm-RL).

Zweitmeiner:innen müssen zum ande-
ren auch Kenntnisse über den aktuellen
Stand der Wissenschaft zu Diagnostik und
Therapie (einschließlich Therapiealternati-
ven) bzgl. des hier maßgeblichen elektro-
physiologischen Eingriffs aufweisen. Diese
Kenntnissegeltenalsnachgewiesen,wenn
die Fortbildungsverpflichtung aus § 95d
SGB V (Vertragsärzt:innen) oder § 136b
Abs. 1 Nr. 1 SGB V (Ärzt:innen in zugelas-
senen Krankenhäusern) erfüllt oder eine
entsprechende Anzahl von der zustän-
digen Landesärztekammer anerkannter
Fortbildungspunkte (Ärzt:innen, die nicht
an der vertragsärztlichen Versorgung teil-
nehmen) erworben wurde, und entweder
durch die zuständige Ärztekammer eine
Weiterbildungsbefugnis erteilt oder ei-
ne akademische Lehrbefugnis verliehen
wurde.

Bei Erfüllung aller vorgenannten Vor-
aussetzung wird die Genehmigung zur
Durchführung der Abrechnung von Zweit-
meinungen durch die zuständige Kassen-
ärztliche Vereinigung erteilt. Ärzt:innen,
die nicht an der vertragsärztlichen Ver-
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sorgung teilnehmen, werden für den
Zeitraum, in dem sie am kassenärztlichen
Zweitmeinungsverfahren teilnehmen, zur
Durchführung der Abrechnung gemäß
§ 31 Abs. 2 Ärzte-Zulassungsverordnung
i. V.m § 5 Abs. 2 Bundesmantelvertrag-
Ärzte ermächtigt.

Aufgaben der Zweitmeiner:innen

Die Pflicht zur Offenlegung von Inter-
essenkonflikten trifft Zweitmeiner:innen
auch im Verhältnis zu Patient:innen, die
sie zwecks Einholung einer Zweitmeinung
aufsuchen – allerdings nur auf Nachfra-
ge. Die Offenlegung solcher finanziellen
Beziehungen wie auch die Offenlegung
von Interessenkonflikten hat zu Beginn
einer Beratungsgesprächs zu erfolgen (§ 8
Abs. 2 Allgemeiner Teil Zm-RL).

Die Zweitmeiner:innen haben sodann
die Patient:innen bzgl. des maßgeblichen
Eingriff zu informieren und etwaige The-
rapiealternativen aufzuzeigen, so dass die
Patient:innen in die Lage versetzt werden,
die Notwendigkeit des geplanten Eingriffs
zu beurteilen (§ 8 Abs. 1 Allgemeiner Teil
Zm-RL). Die Beratung hat mündlich statt-
zufinden und soll Vorbefunde aus den Be-
handlungsunterlagen einbeziehen, wobei
die Zweitmeiner:innen die Patient:innen
auf aus ihrer Sicht fehlende oder unver-
wertbare Unterlagen hinzuweisen haben
(§ 8 Abs. 4 und 5 Allgemeiner Teil Zm-RL).

Sofern die Patient:innen dies wün-
schen, teilen die Zweitmeiner:innen
das Ergebnis des Zweitmeinungsverfah-
ren entweder den indikationsstellenden
Ärzt:innen mit oder erstellen einen zu-
sammenfassenden ärztlichen Bericht, den
sie den Patient:innen aushändigen (§ 8
Abs. 7 Allgemeiner Teil Zm-RL).

Eine Zusammenfassung der in diesem
Artikel aufgeführten Aufgaben und Anfor-
derungen des Zweitmeinungsverfahrens
ist . Abb. 1 zu entnehmen.

Fazit für die Praxis

4 In der ärztlichen Praxis ist eine ausrei-
chende Zweitmeinungsaufklärung vorzu-
nehmen und diese zu späteren Beweis-
zwecken adäquat zu dokumentieren.

4 Durch Zweitmeiner:innen ist stets ihreUn-
abhängigkeit sicherzustellen.

4 Aus dem Wortlaut des § 27b SGB V lässt
sich lediglich entnehmen,dass eineZweit-
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opinion providers have to fulfill and which duties are incumbent on them.
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meinung „nicht bei einem Arzt oder einer
Einrichtung eingeholt werden [kann],
durch den oder durch die der Eingriff
durchgeführt werden soll“.

4 Die zuvor ausgeführte Erweiterung auf
Ärzt:innen etwa derselben Berufsaus-
übungsgemeinschaft ergibt sich aus den
Gesetzgebungsmaterialien. Hier ist eine
restriktive Handhabung empfehlenswert,
so dass die Zweitmeiner:innen einer an-
deren unabhängigen Einrichtung zuzu-
ordnen sein sollten.

4 In BezugaufdieAbrechnung ist dasGeneh-
migungsverfahren bei der jeweils zustän-
digen Kassenärztlichen Vereinigung ein-
zuhalten. Grundsätzlich genehmigungs-
fähig ist die Zweitmeinungserbringung
durch die o. g. Gruppen von Ärzt:innen.

4 DieAbrechnungderErbringungderZweit-
meinungen erfolgt nach den entspre-
chenden Regelungen des Einheitlichen
Bewertungsmaßstabs.
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